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 Einzelrichter Sebastian Kempe,  

mit Zustimmung von Richterin Susanne Genner;  

Gerichtsschreiber Gero Vaagt. 
 

 
 

Parteien 
 A._______,  

Algerien, 

Beschwerdeführer,  

  
 

 
gegen 

 
 

Staatssekretariat für Migration SEM,  

Vorinstanz.  

  
 

 
 

Gegenstand 
 Nichteintreten auf Asylgesuch und Wegweisung  

(Dublin-Verfahren - Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG);  

Verfügung vom 18. Dezember 2024 / (…). 
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Sachverhalt: 

A.  

Der Beschwerdeführer ersuchte am 14. Dezember 2024 in der Schweiz um 

Asyl (Akten der Vorinstanz [SEM-act.] 4/2). Ein Abgleich mit der europäi-

schen Fingerabdruck-Datenbank (Zentraleinheit EURODAC) ergab, dass 

er bereits am 20. November 2024 in den Niederlanden ein Asylgesuch ge-

stellt hatte (SEM-act. 17/1). 

B.  

Dem Wiederaufnahmegesuch der Vorinstanz stimmten die niederländi-

schen Behörden am 18. Dezember 2024 gestützt auf Art. 18 Abs. 1 Bst. c 

der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur 

Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Dritt-

staatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten An-

trags auf internationalen Schutz zuständig ist (nachfolgend: Dublin-III-VO) 

zu (SEM-act. 26/1). 

C.  

Nach Gewährung des rechtlichen Gehörs im Rahmen des persönlichen 

Dublin-Gesprächs (SEM-act. 23/2) trat die Vorinstanz mit Verfügung vom 

18. Dezember 2024 – eröffnet am 19. Dezember 2024 – auf das Asylge-

such des Beschwerdeführers in Anwendung von Art. 31a Abs. 1 Bst. b 

AsylG (SR 142.31) nicht ein, ordnete seine Wegweisung in die Niederlande 

an, forderte ihn auf, die Schweiz spätestens am Tag nach Ablauf der Be-

schwerdefrist zu verlassen, und wies auf die einer allfälligen Beschwerde 

fehlende aufschiebende Wirkung hin (SEM-act. 28/11). 

D.  

Mit Eingabe in arabischer Sprache vom 27. Dezember 2024 (Postaufgabe) 

gelangte der Beschwerdeführer gegen die Verfügung vom 18. Dezember 

2024 an das Bundesverwaltungsgericht (Akten im Beschwerdeverfahren 

[BVGer-act.] 1). 

E.  

Am 30. Dezember 2024 ordnete der Instruktionsrichter einen superprovi-

sorischen Vollzugsstopp gestützt auf Art. 56 VwVG an (BVGer-act. 2). 

F.  

Nachdem ihm der Instruktionsrichter mit Zwischenverfügung vom 8. Ja-

nuar 2025 (BVGer-act. 4) – zugestellt am 10. Januar 2025 (BVGer-act. 6) 
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– eine Nachfrist von drei Tagen ab Zustellung zur Beschwerdeverbesse-

rung gewährt hatte, ging am 14. Januar 2025 beim Bundesverwaltungsge-

richt eine auf den 13. Januar 2025 datierte Beschwerdeschrift in deutscher 

Sprache ein (BVGer-act. 5). Darin beantragte der Beschwerdeführer, die 

Verfügung der Vorinstanz vom 18. Dezember 2024 sei aufzuheben; seine 

Flüchtlingseigenschaft sei anzuerkennen und ihm sei Asyl zu gewähren. 

Darüber hinaus sei festzustellen, dass der Vollzug der Wegweisung unzu-

lässig, unzumutbar und unmöglich sei, und seine vorläufige Aufnahme sei 

anzuordnen. In verfahrensrechtlicher Hinsicht ersuchte er um eventuelle 

Wiederherstellung (gemeint: Gewährung) der aufschiebenden Wirkung. 

Zudem sei ihm die unentgeltliche Prozessführung zu gewähren, auf die Er-

hebung eines Kostenvorschusses sei zu verzichten und ein amtlicher 

Rechtsbeistand sei einzusetzen. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwägung: 

1.  

1.1 Das Bundesverwaltungsgericht ist zuständig (Art. 105 AsylG; Art. 31 ff. 

VGG) und die Sachurteilsvoraussetzungen sind erfüllt, so dass auf die Be-

schwerde – unter Vorbehalt nachfolgender Erwägung – einzutreten ist 

(Art. 48 Abs. 1 VwVG, Art. 108 Abs. 3 AsylG und Art. 52 Abs. 1 VwVG). 

Das Gericht entscheidet über diese endgültig (Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG). 

1.2 Bei Beschwerden gegen Nichteintretensentscheide, mit denen es die 

Vorinstanz ablehnt, das Asylgesuch auf seine Begründetheit hin zu über-

prüfen (Art. 31a Abs. 1-3 AsylG), ist die Beurteilungskompetenz der Be-

schwerdeinstanz grundsätzlich auf die Frage beschränkt, ob die Vorinstanz 

zu Recht auf das Asylgesuch nicht eingetreten ist (vgl. BVGE 2017 VI/5 

E. 3.1; 2012/4 E. 2.2; je m.w.H.). Die Fragen der Flüchtlingseigenschaft 

und der Asylgewährung sowie die allfällige Feststellung der Unzulässigkeit, 

Unzumutbarkeit und/oder Unmöglichkeit des Wegweisungsvollzuges unter 

Art. 83 Abs. 2-4 AIG und damit verknüpft die allfällige Anordnung einer vor-

läufigen Aufnahme waren demgegenüber im vorinstanzlichen Verfahren 

nicht zu prüfen. Sie können folglich nicht zum Gegenstand des Beschwer-

deverfahrens gemacht werden, weshalb auf die entsprechenden Anträge 

des Beschwerdeführers nicht einzutreten ist. 

1.3 Die Beschwerde erweist sich als offensichtlich unbegründet, weshalb 

sie im Verfahren einzelrichterlicher Zuständigkeit mit Zustimmung eines 

zweiten Richters beziehungsweise einer zweiten Richterin (Art. 111 Bst. e 
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AsylG), ohne Durchführung eines Schriftenwechsels und mit summari-

scher Begründung zu behandeln ist (Art. 111a Abs. 1 und 2 AsylG). 

2.  

2.1 Die Vorinstanz hat in der angefochtenen Verfügung korrekt erwogen, 

dass gemäss den Bestimmungen der Dublin-III-VO grundsätzlich die Nie-

derlande für die Behandlung des Asylgesuchs des Beschwerdeführers zu-

ständig ist, dass das niederländische Asylsystem keine systemischen Män-

gel aufweist, aufgrund derer die Zuständigkeit gemäss Art. 3 Abs. 2 Dublin-

III-VO auf die Schweiz überginge, und dass vorliegend keine völkerrechtli-

chen Vollzugshindernisse ersichtlich sind, welche die Schweiz zu einem 

Selbsteintritt nach Art. 17 Abs. 1 Dublin-III-VO verpflichten würden. Dabei 

hat sie namentlich die Vorbringen des Beschwerdeführers in Hinblick auf 

die geltend gemachte mangelhafte Unterbringung (kaltes Zimmer), unzu-

reichende Verpflegung (nur eine Mahlzeit am Tag) und fehlende medizini-

sche Behandlung seiner gesundheitlichen Leiden (Asthma, Beeinträchti-

gung der Sehfähigkeit auf dem rechten Auge) berücksichtigt und rechtspre-

chungskonform gewürdigt. Darüber hinaus hat die Vorinstanz in rechtsfeh-

lerfreier Ausübung des ihr nach Art. 17 Abs. 1 Dublin-III-VO und Art. 29a 

Abs. 3 der Asylverordnung 1 vom 11. August 1999 (AsylV 1, SR 142.311) 

zukommenden Ermessens von einem freiwilligen Selbsteintritt der Schweiz 

abgesehen. Sie hat dabei insbesondere berücksichtigt, dass dem Be-

schwerdeführer in den Niederlanden der Zugang zu einer allenfalls erfor-

derlichen medizinischen Behandlung offensteht. Sie ist demnach zu Recht 

in Anwendung von Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG auf das Asylgesuch des 

Beschwerdeführers nicht eingetreten und hat in Anwendung von Art. 44 

AsylG seine Wegweisung in die Niederlande angeordnet. Zur näheren Be-

gründung wird auf die korrekten vorinstanzlichen Erwägungen verwiesen. 

2.2 Was der Beschwerdeführer auf Rechtsmittelebene vorbringt, vermag 

daran nichts zu ändern. In der Beschwerdebegründung wiederholt er hin-

sichtlich seines Gesundheitszustandes sein Vorbringen aus dem persönli-

chen Dublin-Gespräch vom 17. Dezember 2024 und äussert den Wunsch, 

in der Schweiz medizinisch behandelt zu werden. Die wiederholend vorge-

brachten gesundheitlichen Beeinträchtigungen (Asthma und Beeinträchti-

gung der Sehfähigkeit auf dem rechten Auge) sind im Lichte der diesbe-

züglichen Rechtsprechung (vgl. anstatt vieler: Urteil des BVGer F-

3746/2023 vom 11. Juli 2023 E. 6.4 unter Verweis auf das Urteil des Euro-

päischen Gerichtshofs für Menschenrechte [EGMR] Paposhvili gegen Bel-

gien vom 13. Dezember 2016, Grosse Kammer, 41738/10, §§ 180-193; 

letzteres bestätigt durch Urteil des EGMR Savran gegen Dänemark vom 



F-8206/2024 

Seite 5 

7. Dezember 2021, Grosse Kammer, 57467/15, §§ 121 ff.) nicht als derart 

schwerwiegend anzusehen, dass aus humanitären Gründen oder gar we-

gen einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK von einer Überstellung 

in die Niederlande abgesehen werden müsste. Im Übrigen verfügen die 

Niederlande über eine ausreichende medizinische Infrastruktur für ihre Be-

handlung (vgl. Urteil des BVGer F-5943/2024 vom 25. September 2024 

E. 4.4) und sind gemäss Art. 19 der Richtlinie des Europäischen Parla-

ments und des Rates 2013/33/EU vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von 

Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz bean-

tragen (sog. Aufnahmerichtlinie) verpflichtet, dem Beschwerdeführer die 

erforderliche medizinische Versorgung zugänglich zu machen. Es liegen 

keine Hinweise vor, wonach die Niederlande dem Beschwerdeführer eine 

adäquate medizinische Behandlung verweigern würden. Die persönliche 

Präferenz des Beschwerdeführers für eine medizinische Behandlung in der 

Schweiz ist rechtlich unerheblich.  

3.  

Nach dem Gesagten ist die angefochtene Verfügung vom 18. Dezember 

2024 nicht zu beanstanden und die Beschwerde ist abzuweisen, soweit 

darauf einzutreten ist. 

4.  

Mit vorliegendem Urteil wird der Antrag auf Gewährung der aufschieben-

den Wirkung gegenstandslos und der am 30. Dezember 2024 angeordnete 

Vollzugsstopp fällt dahin. 

5.  

Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege ist abzuwei-

sen, da die Begehren – wie sich aus den vorstehenden Erwägungen ergibt 

– als aussichtslos zu bezeichnen sind und dies auch im Gesuchszeitpunkt 

waren. Bei diesem Ausgang des Verfahrens sind die Kosten dem Be-

schwerdeführer aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VwVG) und auf insgesamt 

Fr. 750.– festzusetzen (Art. 1-3 des Reglements vom 21. Februar 2008 

über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht 

[VGKE, SR 173.320.2]).  

(Dispositiv nächste Seite)   
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird.  

2.  

Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege wird  

abgewiesen.  

3.  

Die Verfahrenskosten von Fr. 750.– werden dem Beschwerdeführer  

auferlegt. Dieser Betrag ist innert 30 Tagen nach Versand des vorliegenden 

Urteils zu Gunsten der Gerichtskasse zu überweisen. 

4.  

Dieses Urteil geht an den Beschwerdeführer, die Vorinstanz und die  

kantonale Migrationsbehörde. 

 

Der Einzelrichter: Der Gerichtsschreiber: 

  

Sebastian Kempe Gero Vaagt 

 

 

 

Versand: 

 


